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Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Großflächige Photovoltaikanlage Mooshausen / Hasla-
cher Straße", Aitrach  
 

Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Allgemeine Einschätzung 
Es bestehen Bedenken gegen das Bauleitplanverfahren. Die Details entnehmen Sie bitte den folgenden 
Stellungnahmen der Fachbehörden. 
 
 
Koordinierte Stellungnahme Landratsamt Ravensburg zu folgenden Belangen 
 
A. Bauleitplanung 
 
1 Bedenken und Anregungen  
 
Laut Begründung erfolgt die Erschließung des Plangebiets im Norden über die K7927. Um vom Plangebiet 
auf die öffentliche Straße K7927 zu gelangen, muss laut Planzeichnung allerdings mindestens ein anderes 
Flurstück (außerhalb des Plangebiets) überquert werden. Es ist sicherzustellen, dass die geplante Über-
querung mindestens eines anderen Flurstücks bis zur K7927 dauerhaft als Erschließung für das Plangebiet 
genutzt werden kann. Dies kann bspw. durch Eintragung einer entsprechenden Grunddienstbarkeit vor 
Vertragsabschluss und Satzungsbeschluss erfolgen. Das Erfordernis der gesicherten Erschließung soll ge-
währleisten, dass die Fläche für das geplante Vorhaben ohne Missstände dauerhaft genutzt werden kann. 
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B. Oberflächengewässer, Gewerbeaufsicht, Altlasten, Landwirtschaft, Vermessung und Flurbereinigung, 
Abwasser 
 
[X] keine Anregungen 
 
 
C. Forst 
Tel.  
 
Vom Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Großflächige Photovoltaikanlage Mooshausen/Haslacher Stra-
ße, Aitrach, Flst. Nr. 135/1 ist möglicherweise im Süden Wald im Sinne von § 2 LWaldG betroffen (siehe 
Anlage). Das Sondergebiet Photovoltaik ragt möglicherweise in den Wald hinein. Um Klärung, ob Wald 
betroffen ist, wird gebeten.  
Falls Wald betroffen ist, muss für diesen Bereich bei der höheren Forstbehörde am Regierungspräsidium 
Freiburg, Forstdirektion ein Antrag auf Waldumwandlungserklärung nach § 10 LWaldG über das Forstamt 
gestellt werden. Die höhere Forstbehörde prüft nach § 10 Abs. 1 LWaldG ob die Voraussetzungen für die 
Genehmigung der Umwandlung nach § 9 LWaldG vorliegen und ob nach § 10 LWaldG die Genehmigung 
der Umwandlung in Aussicht gestellt werden kann. Falls dies der Fall ist, erteilt die höhere Forstbehörde 
eine Umwandlungserklärung. Sollte eine Waldumwandlung genehmigt werden ist ein forstrechtlicher 
Ausgleich zu erbringen.  
Sollten in der Nähe des Waldes im Zusammenhang mit der Solaranlage Gebäude, ggf. auch begehbare 
Trafostationen, errichtet werden gilt LBO § 4 Abs. 3. An den geplanten Solarpark grenzt an mehreren 
Stellen Wald an. PV-Anlagen fallen zwar nicht unter die gesetzliche Waldabstandsvorschrift, die sich aus § 
4 Abs. 3 LBO ergibt. Das Forstamt weist jedoch auf folgende Umstände hin:  
1. Falls möglich sollte ein Waldabstand von 30 m eingehalten werden, so dass für die Anlage und Anla-
genteile keine Gefährdung durch umstürzende Bäume oder Baumteile besteht. Seitens des Anlagenbe-
treibers bestehen keinerlei Ansprüche auf Rücknahme des Waldes.  
2. Bei Unterschreitung des Waldbestands von 30 m kommt es zu erheblichen Bewirtschaftungserschwer-
nissen sowie erhöhten Verkehrssicherungsaufwendungen durch den Waldbesitzer. Bitte nehmen Sie den 
30-Meter-Waldabstandsbereich gemäß § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich in die Karte zum Bebauungsplan 
auf.  
Die vorgeschlagenen Maßnahmen in Zusammenhang mit dem angrenzenden Wildtierkorridor sind aus 
forstrechtlicher Sicht ausreichend.  
 
 
D. Grundwasser 
Tel.  
 
1. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zum o.g. Plan gegliedert nach Sachkom-

plexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage. 
 

Der gesamte Vorhabenbereich liegt an einem Hang. Durch die Kabelgräben darf keine Drainagewirkung 
für das Hangwasser entstehen. Entsprechende Maßnahmen sind einzuplanen. Nach der Topographischen 
Karte von 1960 (siehe Abbildung 2) sind verschiedene Brunnenstuben im Vorhabenbereich eingezeichnet. 
Das heißt Hangwasser tritt an mehreren Stellen aus. Durch den Bau der PV-Anlage und die Kabelgräben 
darf es zu keiner Änderung Hangwasserabzugs durch Drainagewirkung der Kabelgräben kommen. Augen-
scheinlich steht die mittlere Trafostation, in der die Kabelstränge gebündelt werden in einem Bereich, in 
dem das Hangwasser abfließt. Gegebenenfalls sollte die Lage dieses Häuschens an einem Alternativsta-
ndort geplant werden. Im Luftbild von 2016 sind Vernässungen zu sehen -Vgl. Abbildung 1.  

 
Die Erosionsgefährdung durch Abtropfen von Niederschlagswasser durch Anordnung der Modulreihen in 
Hangrichtung wird nicht betrachtet. 
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Freiflächen-PV-Anlage: 
Durch verzinkte Rammpfosten oder Verschraubungen kann es zu einem Eintrag von Zink (ZN) in den Bo-
den und zu einer Anreicherung kommen. Einerseits kann ein Eintrag von Zink über Korrosionsprozesse 
abhängig von Feuchte und Säurestatus sowie Salzgehalt des Bodens erfolgen. Aber auch durch das Ein-
rammen und Ziehen der Pfosten kann zu einem Eintrag von Zink in partikulärer Form in den unmittelbar 
angrenzenden Bodenbereich führen. Zink kann dann in gelöster Form weiter in das Grundwasser gelan-
gen. Zusätzliche Belastungen des Bodens und Grundwassers mit Zink, die von erdberührten oder oberir-
dischen Bauteilen herrühren sollten durch Verwendung von alternativen Materialien minimiert bzw. ver-
hindert werden und die Vorgaben der BBodSchV eingehalten werden. Insbesondere bei Gründungen im 
Einflussbereich von Grundwasser (gesättigte Zone und Grundwasserschwankungsbereich) sind verzinkte 
Stahlprofile, -rohre und Schraubanker aus Sicht des allgemeinen Grundwasserschutzes nicht zulässig. 
 
Im Textteil des Bebauungsplans wird mehrfach darauf hingewiesen, dass für großflächige aber auch nicht 
großflächige baukonstruktive Elemente auf die Verwendung von Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer 
und Blei verzichtet werden soll. Dies wird aber vorwiegend in Verbindung mit Dacheindeckungen und 
Regenrinnen gesehen. Es sollte deutlich gemacht werden, dass diese Hinweise jeweils auch für die bau-
konstruktiven Elemente der Freiflächen-PV-Anlage gelten.  
 
Abbildung 1: Orthofoto von 2016 

 
 
Abbildung 2: Topographische Karte 1960 
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E. Naturschutz 
Tel. 
 
1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall nicht überwunden 

werden können, mit Rechtsgrundlage 
 
1.1 Biotope, z.B. § 30 BNatSchG, § 33 NatSchG 
Nach § 30 Abs. 2 BNatSchG sind Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen 
Beeinträchtigung der Biotope führen, nicht erlaubt. Gesetzlich geschützte Biotope dürfen durch eine Pla-
nung (auch angrenzend) in ihrer Funktion als Lebensraum für die darin geschützte Fauna und Flora nicht 
beeinträchtigt werden. Diese sind zu erhalten, da sie eine wichtige ökologische Lebensraumfunktion vor 
Ort erfüllen. Dies gilt auch für Defacto-Biotope.  
 
Die Auswirkungen der Planung auf die nahegelegenen Biotope sind darzustellen. Es sind alle bau-, be-
triebs- und anlagebedingten Auswirkungen aufzuführen, z.B. auch Blend- und Hitzepilz-Wirkungen auf die 
Lebensräume und Arten trotz des 30 m Waldabstandes (private Grünfläche) sowie Erosion und Schichtflu-
ten bei Starkregen, da unter den Modulen kaum Vegetation wachsen wird und Trockenstellen ohne 
schnelle Wasseraufnahme entstehen. Bei dem Waldbiotop „Bäche mir Erlenwald östlich westlich Moos-
hausen“ in der Mitte der PV-Anlage könnte auch ein Gewässer II-Ordnung betroffen sein, da es ein kar-
tierter Quellbach mit entsprechender Vegetation ist (Bachbunge und Riesenschachtelhalm). Hier sind bei 
Einschwemmung von Bodenpartikeln Veränderungen nicht auszuschließen. In den Quellbächen und im 
Giessenbach in Mooshausen sind dem Sachgebiet Naturschutz Vorkommen der besonders geschützten 
und lebensraumcharakteristischen Libellenarten von Quelljungfern (Cordulegaster boltoni und C. bidenta-
ta) bekannt. Zu den Biotopen und Artenvorkommen sind im Rahmen der Relevanzuntersuchungen Aussa-
gen notwendig.  
 
Aufgrund der Lage im Biotopverbund feuchter Standorte sowie aufgrund der Nähe zum Gewässer sind als 
Minderungsmaßnahme antireflexbeschichtete Module erforderlich, die einen Brechungsindex von <= 
1,26 haben und damit signifikant unter dem Brechungsindex von Wasser mit 1,33 liegen.   
 
1.2 Natura 2000 Gebiete, § 31, 33, 34 BNatSchG 
Auswirkungen auf Natura 2000 Gebiete sind aufgrund der Entfernung zum nächstgelegenen Gebiet unse-
res Erachtens nicht zu erwarten. Das Thema kann im Umweltbericht abgearbeitet werden.  
 
1.3 Artenschutz, § 44 BNatSchG 
Auf Ebene des Bebauungsplans sind die artenschutzrechtlichen Belange insoweit abzuarbeiten, dass kei-
ne rechtlichen Hindernisse in Bezug auf den Artenschutz entgegenstehen: 
 
Es sind Aussagen erforderlich, ob artenschutzrechtliche Belange nach § 44 Abs. 1 BNatSchG betroffen 
sind. Prüfgegenstand sind nach § 44 Abs. 5 BNatSchG die Tierarten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie 
sowie die europäischen Vogelarten. Insbesondere sind hier die baubedingten Auswirkungen/Eingriffe für 
den Artenschutz von Bedeutung.  
 
Laut Planunterlagen wurde eine artenschutzrechtliche Relevanzbegehung vorgenommen. Der Ergebnis-
bericht liegt jedoch noch nicht vor. Daher kann diesbezüglich keine abschließende Beurteilung erfolgen. 
Relevant erscheint die Fläche insbesondere für Vögel und Fledermäuse, aber auch für (besonders) ge-
schützte Insektenarten. Es sind sämtliche vorkommende Arten zu benennen.  
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1.4 Landesweiter Wildtierkorridor im Biotopverbund mit besonderer Funktion auch für die Wild-
katze, § 21 BNatSchG, § 22 NatSchG 

Der Wildtierkorridor ist Bestandteil des Biotopverbunds nach § 21 BNatSchG und § 22 NatSchG und ver-
pflichtend gemäß § 22 Abs.1 NatSchG bei diesem raumbedeutsamen Vorhaben zu berücksichtigen. Es 
liegt hier auch eine Summationswirkung vor, da in geringem Abstand zum Wildtierkorridor auch eine 
Windenergieplanung umgesetzt werden soll. 
 
Das Plangebiet befindet sich zum Teil im Wildtierkorridor. Die Hauptachse des Wildtierkorridors befindet 
sich jedoch westlich des Plangebietes. Es wird dringend empfohlen, einen Korridor mit 250 m Abstand zur 
Hauptachse des Wildtierkorridors von PV-Anlagen und Zäunen freizuhalten. Dies bedeutet, dass eine 
geringfügige Rücknahme der Modulflächen inklusive Zaunanlage im Südwesten des Plangebiets zu erfol-
gen hat. Die private Grünfläche im Westen des Plangebiets muss grundsätzlich durchgängig bleiben. Dies 
geht aus den Plänen noch nicht eindeutig hervor. Zwar enthält der Vorhaben- und Erschließungsplan in 
der Legende eine Signatur „Einfriedung“, diese kann – vermutlich aufgrund der geringen Größendarstel-
lung in der Legende - in der Planzeichnung jedoch nicht eindeutig zugeordnet werden. Diesbezüglich wird 
um Klarstellung gebeten. Im Übrigen wird davon ausgegangen, dass der Vorhaben- und Erschließungsplan 
Bestandteil der Satzung ist. 
 
Hauptachse Wildtierkorridor = violett gepunktete Linie: 

 
 
Der geplante Wildacker ist erforderlich, um die Einengung im Wildtierkorridor zu kompensieren. Die ent-
sprechenden Entwicklungs- und Pflegemaßnahmen sind noch nicht klar formuliert. Zunächst ist von ei-
nem Wildacker die Rede, dann soll aber eine Weide entwickelt werden. Als Wildacker/ -weide stehen 
verschiedene Mischungen, sowohl Einjährige als auch Mehrjährige zur Verfügung, wobei auch die mehr-
jährigen Mischungen in der Regel nach einer Standzeit von 5 Jahren umgebrochen werden müssen. Dies 
muss im Ausgleichskonzept entsprechend herausgearbeitet und im Rahmen des geplanten Monitorings 
überprüft werden. Als Biotoptyp wäre hier eher Nr. 35.60 (Pionier und Ruderalvegetation) anzusetzen. 
 
Darüber hinaus zerschneidet die Planung einen Suchraum im Biotopverbund feuchter Standorte. Es wird 
daher dringend angeregt, Biotopverbundelemente wie Tümpel/ fischfreie Kleingewässer mit in die Aus-
gleichsplanung einzubeziehen. Dafür eignet sich z.B. eine vorhandene feuchte Senke im Acker. Nach der 
aktuellen Planfassung ginge die Fläche für den Biotopverbund verloren. 
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1.5 Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung, §§ 1a, 2 Abs.4 BauGB 
Der Ausgangszustand (Fettwiese, 8 Ökopunkte) konnte vor Ort bestätigt werden. Es wird jedoch ange-
merkt, dass es sich bei einem großen Teil der Fläche aktuell um einen Acker handelt. Laut Der „Orientie-
rungshilfe Umgang Naturschutzkonflikte Freiflächensolaranlagen Regionalplanung“, Arbeitsgruppe für 
Tierökologie und Planung GmbH, Filderstadt (2022) ist zu erwarten, dass sich unter den PV-Elementen 
eine heterogene Ausprägung von Neophyten oder sonstigen Stauden nährstoffreicher Standorte einstellt. 
Im teil- und unbeschatteten Bereich ist demnach ein artenarmes Grünland zu erwarten. Darüber hinaus 
ist aufgrund der hängigen Lage und dem welligen Relief mit Bodenabtrag durch Erosion zu rechnen 
(Tropfkanten). Beides senkt die zu erwartende ökologische Wertigkeit auf der Fläche Auch die Formulie-
rung „wenn nötig mit einzelnen Betonfundamenten“ lässt auf einen Eingriff schließen, welcher entspre-
chend bilanziert werden muss. Als Zielbiotoptyp im Bereich der PV-Elemente wird als Zielbiotoptyp 35.64 
(Grasreiche ausdauernde Ruderalvegetation, 8 Ökopunkte) vorgeschlagen. Unter Punkt 1.4 sind Anmer-
kungen zum Wildacker bereits ausgeführt.  
 
2. Bedenken und Anregungen 
 
2.1 Allgemeine Minimierungsmaßnahmen 
Werbung 
Es wird weiter davon ausgegangen, dass die Anlagen nicht beleuchtet werden, keine Fremdwerbung zu-
gelassen wird und Eigenwerbung nur als kleines Schild. Hierzu sind im weiteren Verfahren Aussagen und 
ggf. Festsetzungen bzw. Regelungen im Durchführungsvertrag erforderlich. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 

 
 
 
Anlagen 
 

- Anlage zur Stellungnahme des Forstes 
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 83 Waldpolitik und Körper-
schaftsforstdirektion 

Datum 27.06.2023 

Name 

Durchwahl 

Aktenzeichen RPF83-2511-7371/5/2 

(Bitte bei Antwort angeben) 

 

 Flächennutzungsplanänderung und vorhabenbezogener Bebauungsplan im Be-

reich der "Großflächige Photovoltaikanlage Mooshausen/Haslacher Straße" – 

VVG Leutkirch/Aichstetten/Aitrach – Gemeinde Aitrach 

Ihre E-Mail vom 26.05.2023 

Hier: Stellungnahme der höheren Forstbehörde

 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ausschuss der VVG Leutkirch/Aichstetten/Aitrach bzw. der Gemeinderat der Ge-

meinde Aitrach beabsichtigt für die Errichtung einer Photovoltaik – Freiflächenanlage 

mit insgesamt ca. 10 ha im Westen des Gemeindegebietes die Schaffung der pla-

nungsrechtlichen Voraussetzungen. Hierzu wurde die Aufstellung des Bebauungspla-

nes und die Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren beschlossen. 

 

Zu den nun im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung elektronisch zur Verfügung gestell-

ten Unterlagen äußert sich die höhere Forstbehörde in Abstimmung mit der unteren 

Forstbehörde beim Landratsamt Ravensburg wie folgt. 

 

 
STELLUNGNAHME  

Aus den vorliegenden Planunterlagen geht zum aktuellen Zeitpunkt nicht eindeutig her-

vor, ob Waldflächen im Sinne von § 2 LWaldG innerhalb des Geltungs- bzw. Ände-

rungsbereiches liegen.  In der Planzeichnung A2) vom 15. Mai 2023 sind tatsächlich 

vorhandene Waldflächen nun als Fläche für „Erneuerbare Energie – Großflächige Pho-

tovoltaikanalage“ (vgl. Abb1.) dargestellt. 

mailto:gemeinde@aitrach.de
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Darüber hinaus grenzt Wald südlich, westlich und nördlich sowie teilweise östlich - in 

einem Abstand von 30 m - an den Geltungsbereich des Bebauungsplanes an. 

Insofern werden durch das Bauleitplanverfahren forstfachliche/ -rechtliche Belange be-

rührt. 

 

  

 

Laut Landesentwicklungsplan gehört die Gemeinde Aitrach zum ländlichen Raum im 

engeren Sinne. Mit einem Waldanteil von 55,4% weist sie im landesweiten Vergleich 

ein überdurchschnittliches Bewaldungsprozent auf (Landesdurchschnitt 37,8 %). Die 

Waldbestände setzen sich überwiegend aus Nadelhölzer unterschiedlichen Alters und 

Höhe zusammen. 

Die Bestände sind als Erholungswald der Stufe 1b und 2 kartiert. Im Norden grenzt die 

Wasserschutzgebietszone III B („WSG Gesamt Illertal) an den geplanten Geltungsbe-

reich an. Zudem sind insgesamt vier Waldbiotope in den angrenzenden Waldbestän-

den, welche gemäß § 30a LWaldG geschützt sind („Feldgehölz W Mooshausen“, Nr. 

8026561514; „Bäche mit Erlenwald W Mooshausen“, Nr. 8026561414; „Buchenbe-

stand W Mooshausen“, Nr. 8026008191; „Bäche mit Erlenwald W Mooshausen“, Nr. 

8026561414), vorkommend. Die potentiellen Auswirkungen auf die Erholungswälder 

und die Waldbiotope sind im Zuge des Bauleitplanverfahrens zu analysieren und in 

entsprechender Form dazustellen. Wir betonen, dass gemäß § 30a Abs. 3 Satz. 3 alle 

Handlungen, welche zu einer erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung oder gar 

Zerstörung des Waldbiotops führen, auszuschließen sind. 

 

Abbildung 1: Unstimmigkeiten in der Darstellung bzw. Ab-
grenzung von tatsächlich vorhanden Waldflächen (roter 

Pfeil) im FNP 

Abbildung 2: kartierte Waldfunktionen, Erholungswald 
St. 1b,2 (rot gestrichelt,), geschützte Waldbiotope (grün 
hinterlegt); Wasserschutzgebietszone IIIB (blau hinter-
legt); Wildtierkorridor von landesweiter Bedeutung (lila 
hinterlegt) 
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Zudem liegt die geplante PV-Anlage im Südwesten teilweise innerhalb der Pufferzone 

eines Wildtierkorridors des Generalwildwegeplanes mit landesweiter Bedeutung („Rap-

pen/Aichstetten (Riß-Aitrach-Platten) – Grafenberg/Kirchberg a.d. Iller (Holzstöcke)), 

der einen beidseitig 500 m breiten Streifen entlang der Korridorlinie umfasst. Hinsicht-

lich der naturschutzrechtlicher Belange verweisen wir an dieser Stelle auf die Zustän-

digkeit der unteren Naturschutzbehörde.  

 

 

a. Wald gem. § 2 LWaldG, der im Flächennutzungsplan mit einer anderen Nutzungsart 

(„Großflächige-Photovoltaikanlage“) dargestellt wird  

Wenn für tatsächlich vorhandene Waldflächen in einem Bauleitplan eine andere Nut-

zungsart (hier: „Großflächige-Photovoltaikanlage“) dargestellt werden soll, ist nach § 

10 LWaldG die Zustimmung der höheren Forstbehörde bzw. eine sogenannte Um-

wandlungserklärung erforderlich. Diese ist als „sonstige Rechtsvorschrift“ im Sinne von 

§ 6 Abs. 2 und § 10 Abs. 2 BauGB anzusehen. Somit kann die geplante Änderung des 

Bebauungsplanes erst rechtskräftig werden, wenn nach Durchführung eines förmlichen 

forstrechtlichen Verfahrens nach § 10 i. V. m. § 9 LWaldG die Umwandlungserklärung 

vorliegt. Das diesbezügliche Verfahren wird von der höheren Forstbehörde nur auf An-

trag eingeleitet.  

An dieser Stelle weisen wir bereits darauf hin, dass im vorliegenden Fall keine Wald-

umwandlungsgenehmigung in Aussicht gestellt werden kann, da die hierfür maßgebli-

chen materiell-rechtlichen Genehmigungsvoraussetzungen nicht gegeben sind. Vor 

diesem Hintergrund ist die tatsächlich vorhandene Waldfläche, von einer Überplanung 

in eine „andere Nutzungsart“ (hier: Großflächige-Photovoltaikanlage) auszusparen 

bzw. vollständig aus der Bebauungsplanabgrenzung herauszunehmen. 

 

b. Waldabstandsvorschrift  

Die höhere Forstbehörde begrüßt, dass bereits im Zuge der frühzeitigen Beteiligung 

der nach § 4 Abs. 3 LBO geforderte Waldabstand von 30 m berücksichtigt wurde (vgl. 

Abb. 3). Wir bitten jedoch diesen als solchen auch in der Planzeichnung vom 

22.05.2023 darzustellen und zu benennen.  

 

 

 

 

 

 

 

 



- 4 - 

 

Im Zuge des Klimawandels wird mit einer deutlichen Zunahme von Extremwetterereig-

nissen (u. a. Dürren und Stürmen) gerechnet. Diese können einen erheblichen Einfluss 

auf Wälder haben. Das Risiko von Sturmwurf/-bruch, aber auch Herabfallen einzelner, 

auch starker Äste wird aller Voraussicht nach erheblich zunehmen. Im Umkehrschluss 

erhöht sich zugleich auch die Gefahr einer Beschädigung von PV-Anlagen (inkl. Zäu-

nung) im Einflussbereich (< 30 m) von Waldbeständen. Zudem hat dies für den angren-

zenden Grundstücks- bzw. Waldeigentümer stets erhöhte Aufwendungen zur Folge (u. 

a. angepasste Waldrandpflege, Verkehrssicherungskontrollen/-maßnahmen). 
 

Sollten im Laufe des Verfahrens diesbezüglich Änderungen eintreten, die die geltenden 

forstlichen Rechtsgrundlagen berühren, sind die Forstbehörden entsprechend zu un-

terrichten und erneut anzuhören. 

 

Die untere Forstbehörde beim Landratsamt Ravensburg erhält Kenntnis hiervon. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Informationen zum Schutz personenbezogener Daten finden Sie auf unserer Internetseite Datenschut-

zerklärungen unter dem Titel: 

A-01: Datenschutzerklärung zur Verwaltungstätigkeit der Regierungspräsidien (pdf, 511 KB)  

8-01F: Wahrnehmung forstrechtlicher Aufgaben durch die Abteilung 8 (pdf, 258 KB)  

Auf Wunsch werden diese Informationen in Papierform versandt. 

Abbildung 3: Planzeichnung vom 22.05.2023; Darge-
stellter Waldabstand gemäß § 4 Abs. 3 LBO mit 30 m in 
Form der Baugrenze (blau gestrichelt) 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/_DocumentLibraries/DSE/8-01F.pdf
https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/_DocumentLibraries/DSE/8-01F.pdf
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Freiburg i. Br., 
 

Durchwahl (0761) 
 

Name: 
 

Aktenzeichen: 

 
 

21.06.2023 

2511 // 23-02439 

 
 

 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
 
A  Allgemeine Angaben 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Großflächige Photovoltaikanlage Mooshausen / 
Haslacher Straße", Gemeinde Aitrach, Lkr. Ravensburg (TK 25: 8026 Aitrach)   
  
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB   
  
Ihr Schreiben Az.: 5244-405-KCK mk-wd vom 26.05.2023  
 
Anhörungsfrist 30.06.2023 
 
 
Anlage: 
Karte zu Rutschungsflächen 
 
 
B  Stellungnahme 
 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche 
Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage 
der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 
 
 
Geotechnik 
 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange 
keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Gesteinen der Oberen Süßwassermolasse, die teilweise von 
Verwitterungs- und Umlagerungssedimenten überlagert werden. 
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Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei 
Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 
 
Die anstehenden Gesteine neigen in Hanglage und bei der Anlage von tiefen und breiten 
Baugruben zu Rutschungen. Es befinden nach der Ingenieurgeologischen Gefahrenhin-
weiskarte von Baden-Württemberg (IGHK) mehrere Rutschgebiete im Bereich des Plan-
gebiets. 
 
Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirt-
schaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im 
Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens 
empfohlen. Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der Baugrundeigenschaften sollte 
von der Errichtung technischer Versickerungsanlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, 
Mulden-Rigolen-Systeme zur Versickerung) Abstand genommen werden. 
 
Die Lage der Rutschgebiete kann dem als Anhang beigefügten Plan entnommen werden. 
Über den genauen Umfang und die Aktivität der Rutschungsgebiete ist nichts Näheres 
bekannt. Bereits kleinere Eingriffe in das Hanggleichgewicht können zu einer Reaktivie-
rung alter Gleitflächen bzw. zur Bildung neuer Gleitflächen führen. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
 
Boden 
 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise oder Anregungen vorzutragen. 
 
Generell der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz 
(LBodSchAG) bei geplanten Vorhaben, die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte 
oder unbebaute Flächen von mehr als 0,5 Hektar einwirken werden, ein Bodenschutz-
konzept zur Gewährleistung des sparsamen, schonenden und haushälterischen Umgangs 
mit dem Boden im Rahmen der weiteren Vorhabensplanung bzw. -durchführung zu 
erstellen ist. Eine Erstellung des Bodenschutzkonzepts nach DIN 19639 wird dringend 
empfohlen. 
 
 
Mineralische Rohstoffe 
 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Anregungen oder 
Bedenken vorzubringen. 
 
 
Grundwasser 
 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentlicher 
Belange von Seiten der Landeshydrogeologie und –geothermie (Referat 94) keine fach-
technische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt.  
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Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologisches Übersichtsgutachten, Detailgutachten 
oder hydrogeologischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Ver-
antwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
Aktuell findet im Plangebiet keine hydrogeologische Bearbeitung durch das LGRB statt. 
 
 
Bergbau 
 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. 
 
Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen 
ist das Plangebiet nicht von Altbergbau oder künstlich geschaffenen Althohlräumen (bspw. 
Stollen, Bunker, unterirdische Keller) betroffen. 
 
 
Geotopschutz 
 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 
 
 
Allgemeine Hinweise 
 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen 
Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage 
des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 
 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop- 
Kataster) abgerufen werden kann. 
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VBP "Großflächige Photovoltaikanlage Mooshausen, Haslacher Straße"

Rutschungsflächen (Auszug der IGHK)

Koordinatenreferenzsystem:
ETRS89_UTM32

Kartengrundlage:
Basisdatensatz des LGRB,
Hochauflösendes DGM
(Geobasisdaten © Landesamt für
Geoinformation und Landentwicklung 
Baden-Württemberg, www.lgl-bw.de,  
Az.: 2851.9-1/19)

Sag, 16.06.2023Anlage zu Az. 2511//23-02439

Übersichtskarte zu TÖB-Vorgang:
VBP "Großflächige Photovoltaikanlage Mooshausen,
Haslacher Straße" in Aitrach; 1:5000

Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau
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Tübingen 27.06.2023 
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Durchwahl 
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(Bitte bei Antwort angeben) 
 

 

 Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahren und  

vergleichbaren Satzungsverfahren (§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch) 

Ihr Schreiben vom 26.05.2023 

 
 

A. Allgemeine Angaben 
 

Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Leutkirch/Aichstetten/Aitrach 
 

 Flächennutzungsplanänderung „Großflächige Photovoltaikanlage Mooshau-

sen/Haslacher Straße“  

 Bebauungsplan „Großflächige Photovoltaikanlage Mooshausen/Haslacher 

Straße“ 

 Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan  

 sonstige Satzung 

 
Fristenablauf für die Stellungnahme am 30.06.2023. 
 
 
B. Stellungnahme 

 Keine Äußerung aus der Sicht der Raumordnung. 

 Fachliche Stellungnahme siehe Seite 2 bis 6. 
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I. Belange der Raumordnung  

Für die raumordnerische Prüfung ist der Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg 

2002, der Regionalplan Bodensee-Oberschwaben vom 04.04.1996 sowie der in Auf-

stellung befindliche, aber vom zuständigen Ministerium für Landesentwicklung und 

Wohnen noch nicht genehmigte Regionalplanfortschreibungsentwurf Bodensee-Ober-

schwaben vom 25.06.2021 anzuwenden. 

 

Sowohl nach dem aktuell gültigen und rechtskräftigen Regionalplan Bodensee-Ober-

schwaben vom 04.04.1996, sowie nach dem Regionalplanfortschreibungsentwurf vom 

25.06.2021 bestehen aus Sicht der Raumordnung keine Anregungen oder Bedenken. 

 

II. Belange der Landwirtschaft 

Durch das Vorhaben werden ca. 11 ha besonders landbauwürdige Flächen (Vorrang-

flur II) umgewidmet und hierdurch, mindestens für die Dauer der Sondernutzung, der 

produktiven Landwirtschaft entzogen, so dass landwirtschaftliche Belange betroffen 

sind. 

Aus regional übergeordneter Sicht bestehen insbesondere dann Bedenken gegenüber 

der Inanspruchnahme von besonders landbauwürdigen Flächen (Vorrangflur I und II) 

für Freiflächen-Solaranlagen, wenn dies in Regionen erfolgt, in denen bereits eine be-

sondere Konkurrenz um landwirtschaftliche Flächen besteht. Diese erhöhte Flächen-

konkurrenz ist grundsätzlich immer dann anzunehmen, wenn in der jeweiligen Region 

ein deutlich überdurchschnittlicher Viehbesatz sowie eine hohe Anzahl von Biogasan-

lagen vorhanden ist. Regelmäßig wird die aufgrund dieser Faktoren herrschende Flä-

chenknappheit noch weiter verstärkt, wenn aufgrund der günstigen Standortvorausset-

zungen von einer anhaltenden Investitionsbereitschaft in die Tierhaltung und ggfs. in 

erneuerbare Energien auszugehen ist, und durch eine ebenfalls anhaltende Siedlungs-

entwicklung (Wohnbaugebiete, Gewerbegebiete, Freiflächen-Solaranlagen) weitere 

landbauwürdige Flächen umgewidmet werden. Darüber hinaus wirken sich insbeson-

dere in Gebieten mit hohem Viehbesatz und vielen Biogasanlagenstandorten auch die 

veränderten Rahmenbedingungen hinsichtlich der landwirtschaftlichen Fachgesetzte 

(z.B. Düngeverordnung) negativ auf die Verfügbarkeit landwirtschaftlicher Flächen aus. 
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Die Gemeinde Aitrach wies 2016 mit 1,35 GV/ha LF einen Viehbesatz auf, der bereits 

damals deutlich über dem Landesdurchschnitt lag. Der Landkreis Ravensburg weist 

zudem die höchste Anzahl Biogasanlagen in ganz Baden-Württemberg auf, die Flä-

chenknappheit daher besonders ausgeprägt, zumal aufgrund der uns bekannten In-

vestitionsvorhaben der aktuelle Viehbesatz nochmals deutlich höher liegen dürfte als 

oben dargestellt. Dementsprechend erscheint es aus regional übergeordneter landwirt-

schaftlich fachlicher Sicht grundsätzlich problematisch, in dieser Region weitere land-

bauwürdige Flächen für PV-Freiflächen-Anlagen zu realisieren.  

Im Rahmen einer Abwägung sind landwirtschaftliche Belange ordnungsgemäß zu be-

rücksichtigen, inwieweit bzw. ob landwirtschaftliche Belange durch die Anwendung des 

„Leutkircher Prüfschemas“ berücksichtigt wurden kann anhand der vorliegenden Un-

terlagen nicht beurteilt werden, erwähnt ist hier, dass es sich um eine landwirtschaftli-

che Fläche im benachteiligten Gebiet handelt. Die ausschließliche Berücksichtigung 

landwirtschaftlicher Belange anhand der Kulisse der benachteiligten Gebiete ist nicht 

ausreichend.  

 

III. Belange des Straßenbaus 

Das Plangebiet befindet sich abseits klassifizierter Bundes- und Landesstraßen (an der 

K 7927), sodass deren straßenrechtliche Belange nicht betroffen sind und demnach 

seitens der Abteilung Mobilität, Verkehr, Straßen keine Einwendungen erhoben wer-

den. 

 

IV. Naturschutz 

Derzeit ergibt sich aus den vorgelegten Unterlagen keine Betroffenheit der Belange der 

höheren Naturschutzbehörde. Wir verweisen auf die Zuständigkeit der unteren Natur-

schutzbehörde, die weit überwiegend die Belange des Naturschutzes vertritt. 

Wir bitten um erneute Beteiligung, sobald der Bericht mit den Ergebnissen der arten-

schutrechtlichen Relevanzbegehung vorliegt. 
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V. Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz 

Zu den Belangen des Klimaschutzes im Zusammenhang mit der Planung wird wie folgt 

Stellung genommen: 

 

(1) Nach § 1 Absatz 5 Baugesetzbuch sollen die Bauleitpläne insbesondere dazu bei-

tragen, den Klimaschutz und die Klimaanpassung zu fördern. Nach § 1a Absatz 5 Bau-

gesetzbuch soll bei der Aufstellung der Bauleitpläne den Erfordernissen des Klima-

schutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch 

durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen wer-

den. 

 

(2) Unter Berücksichtigung der internationalen, europäischen und nationalen Klima-

schutzziele und -maßnahmen werden die Treibhausgasemissionen in Baden-Württem-

berg gemäß § 10 Abs.1 Klimaschutz-und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Würt-

temberg (KlimaG BW) im Vergleich zu den Gesamtemissionen des Jahres 1990 zur 

Erreichung der Netto-Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2040 schrittweise verrin-

gert. Nach § 10 Abs.1 S. 2 KlimaG BW erfolgt bis zum Jahr 2030 eine Minderung min-

destens über den Zielwert 65 Prozent nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 des Bundes-Kli-

maschutzgesetzes hinaus. 

 

(3) Gemäß der Klima- Rangfolge nach § 3 Abs.1 KlimaG BW kommt bei der Verwirkli-

chung der Klimaschutzziele der Energieeinsparung, der effizienten Bereitstellung, Um-

wandlung, Nutzung und Speicherung von Energie sowie dem Ausbau erneuerbarer 

Energien besondere Bedeutung zu. ca. 90 Prozent der Treibhausgasemissionen sind 

energiebedingt. § 3  Abs.1 Satz 2 KlimaG BW trägt der Tatsache Rechnung, dass der 

Beitrag einzelner Maßnahmen zum Klimaschutzziel verhältnismäßig klein sein kann. 

Die Klimaschutzziele können nur erreicht werden, wenn der Klimaschutz auf allen Ebe-

nen engagiert vorangetrieben und konkrete Maßnahmen umgesetzt werden. Das Kli-

maG BW richtet sich daher mit einer allgemeinen Verpflichtung zum Klimaschutz an 

alle Bürgerinnen und Bürger sowie mit besonderen Regelungen an das Land, die Kom-

munen und die Wirtschaft. 
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(4) Um die Klimaschutzziele nach § 10 KlimaG BW zu erreichen, kommt es entspre-

chend des Zielszenarios aus dem Forschungsvorhaben „ Energie- und Klimaschutz-

ziele 2030“  wesentlich darauf an, dass zum einen im Vergleich zu 2010 bis 2030 rund 

22 Prozent und bis 2050 noch rund 40 Prozent des Endenergieverbrauchs eingespart 

werden. Zum anderen ist entscheidend, den Anteil der erneuerbaren Energien am En-

denergieverbrauch bis 2030 auf 31 Prozent und bis 2050 auf rund 80 Prozent auszu-

bauen. 

 

(5) Die Lücke zwischen der voraussichtlich in Zukunft benötigten Strommenge und der 

mit der heute installierten Leistung von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren 

Energien erzielbaren Strommenge ist so groß, dass jede neue Anlage benötigt wird, 

um diese Lücke zu verkleinern. Dies gilt gerade auch mit Blick auf die Zubauentwick-

lung der vergangenen Jahre. Zusätzlich kommt es zum Erreichen der Klimaschutzziele 

auf internationaler und nationaler Ebene sowie auf Landesebene außerdem auch da-

rauf an, die Treibhausgasemissionen so früh wie möglich zu vermindern, da die kumu-

lierte Menge der klimawirksamen Emissionen entscheidend für die Erderwärmung ist.  

 

Es wird gebeten, die Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz ( 

StEWK@rpt.bwl.de ) über das Ergebnis des Verfahrens zeitnah zu informieren.  

 

VI. Bodenschutz 

Aus übergeordneter Sicht bestehen keine Einwendungen. 

Im Interesse einer frühzeitigen Information des Vorhabenträgers und zur Vermeidung 

von Planungsverzögerungen wird darum gebeten, in den Bebauungsplan nachfolgen-

den Hinweis aufzunehmen: 

Die Höhere Bodenschutzbehörde weist vorsorglich darauf hin, dass im Rahmen des 

nachfolgenden Genehmigungsverfahrens zur Sicherstellung der sachgerechten Durch-

führung der Bauarbeiten gemäß § 2 Abs. 3 LBodSchAG ein Bodenschutzkonzept vor-

zulegen ist. Im Bodenschutzkonzept sind in Anlehnung an die DIN 19639 die mit der 

mailto:StEWK@rpt.bwl.de
mailto:StEWK@rpt.bwl.de
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Errichtung von Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen verbundenen Gefährdungen sowie 

die vorgesehenen Maßnahmen bezüglich des Schutzguts Boden darzustellen. 

Über die Notwendigkeit einer Bodenkundlichen Baubegleitung entscheidet die Untere 

Bodenschutzbehörde in Abhängigkeit der konkreten Verhältnisse des Einzelfalls.  

Der Beginn der Bauarbeiten ist der Unteren Bodenschutzbehörde rechtzeitig anzuzei-

gen. 

 

 

gez.  

 



Bankverbindung: 

IBAN: DE87 6505 0110 0048 0003 23 

BIC: SOLADES1RVB 

 
 
 
 
 
 
 
 
Landratsamt Ravensburg, Postfach 19 40, 88189 Ravensburg  

 

 
 Bau- und Umweltamt 

Bauleitplanung, Klimaschutz und erneuerb. 

Energien 

Ansprechpartner/in: 

 

Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft 
Leutkirch/Aichstetten/Aitrach  
Spitalgasse 1 
88299 Leutkirch 
  
  

Tel: 
Fax: 
Mail: 
 
Kreishaus II 
Zimmer: E 228, 
 

 
Gartenstraße 107 
88212 Ravensburg 
 

Bushaltestelle: 
 

Polizeipräsidium 

Aktenzeichen: BLP/1065/23/401-621.31-
öA 

Ihr Schreiben vom/AZ: 
 

 

Datum: 28.11.2023 

 
 
Flächennutzungsplanänderung "Großflächige Photovoltaikanlage Mooshausen/Haslacher Straße" Ver-
einbarte Verwaltungsgemeinschaft Leutkirch/Aichstetten/Aitrach    
 
Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Allgemeine Einschätzung 
Es bestehen Bedenken gegen das Bauleitplanverfahren. Die Details entnehmen Sie bitte den folgenden 
Stellungnahmen der Fachbehörden. 
 
 
Koordinierte Stellungnahme Landratsamt Ravensburg zu folgenden Belangen 
 
A. Oberflächengewässer, Altlasten, Landwirtschaft, Vermessung/Flurbereinigung, Abwasser 
 
[X] keine Anregungen 
 
 
B. Naturschutz 
Tel.  
 
1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall nicht überwunden 

werden können, mit Rechtsgrundlage 
 
1.1 Biotope, § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
 
Dem Text ist zu entnehmen, dass der Geltungsbereich gegenüber der frühzeitigen Behördenbeteiligung 
insoweit zurückgenommen wurde, dass das Biotop „Bäche mit Erlenwald W Mooshausen“ nun nicht 
mehr stellenweise überplant ist. Der groben Planskizze ist dies so nicht zu entnehmen, es wird aber davon 
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ausgegangen, dass dies erfolgte und im Rahmen der Bauleitplanung in den Detailkarten dann auch ent-
sprechend erkennbar sein wird.  
 
1.2 Biotopverbund, § 21 BNatSchG, § 22 Naturschutzgesetz Baden-Württemberg (NatSchG) 
 
Als Bestandteil des Fachplans landesweiter Biotopverbund, ist der Generalwildwegeplan gemäß § 21 
BNatschG zu berücksichtigen. Die vorliegende Planung befindet sich innerhalb eines Wildtierkorridors von 
landesweiter Bedeutung. Laut Trautner, Jürgen et al. (2022, Umgang mit Naturschutzkonflikten bei Frei-
flächensolaranlagen in der Regionalplanung - Orientierungshilfe zum Arten- und Biotopschutz für die Re-
gion Bodensee-Oberschwaben) sollten Wildtierkorridore regionaler oder nationaler Bedeutung auch an 
Engstellen grundsätzlich nicht unter 500 m verschmälert werden. Daraus ergibt sich ein Bereich, der für 
Wildtiere durchgängig gestaltet sein sollte im Südwesten des Plangebiets. Auf FNP-Ebene ist dies insoweit 
relevant, dass FF-PVA in aller Regel mit einem Zaun gesichert werden. Laut Planunterlagen soll die Durch-
gängigkeit für Wildtiere durch den Verzicht auf Zaunsockel und Durchschlupfmöglichkeiten für Kleintiere 
Rechnung getragen werden. Dies erscheint nicht plausibel, da es beim Generalwildwegeplan auch darum 
geht, Wanderungskorridore unter anderem für Großsäuger freizuhalten. Ein Zaun in der freien Landschaft 
ist dahingehend als Hindernis anzusehen. Es wird daher darum gebeten, diese Thematik erneut zu be-
leuchten und entsprechend im FNP sowie im nachgelagerten Bauleitplanverfahren zu berücksichtigen.  
 
 
C. Bodenschutz 
Te.  
 
Hinweise 
 
Auf dem Flurstück 135/1, Gemarkung Aitrach ist eine großflächige PV-Anlage mit einer Einwirkfläche von 
ca. 10 ha geplant.  
 
Die betroffene Fläche wird aktuell als landwirtschaftliche Fläche genutzt. Die vorliegenden Böden werden 
bezüglich ihrer Funktionserfüllung als Mittel bis Hoch eingestuft. Da für das Vorhaben großflächig in den 
Boden eingegriffen wird, ist nach § 2 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz ein Bodenschutzkonzept 
und eine Bodenkundliche Baubegleitung notwendig.  
 
Auf die „Erläuterungen und Hinweise für die Bauleitplanung - Landkreis Ravensburg –Bodenschutz“, 
Stand April 2022 wird verwiesen. 
 
Eine Bewertung des Schutzgut Boden ist noch nicht erfolgt. Die Erstellung einer Eingriffs- Ausgleichsbilan-
zierung ist mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. Es wird zu Bodenbeeinträchtigungen 
durch den Bau der Anlage kommen, die irreversibel sind. Deshalb ist aus Sicht des Bodenschutzes ein 
Abschlag von 10 % der Wertigkeit des Bodens für baubedingte Beeinträchtigungen des Bodens anzuset-
zen. 
 
Das Sachgebiet Bodenschutz hat keine Bedenken gegen diese Änderung des Flächennutzungsplans.  
 
 
D. Forstamt 
Tel.
 
Das Forstamt geht davon aus, dass sich zum Entwurf der frühzeitigen Beteiligung nichts geändert hat. 
Deshalb verweisen wir auf unsere Stellungnahme vom 30.06.2023. 
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E. Grundwasser 
Tel.  
 

1. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zum o.g. Plan gegliedert nach Sach-
komplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

 
Im Umweltbericht heißt es: 
„Die Module werden aufgeständert, weswegen es durch die Photovoltaik-Anlage auf der Fläche des 
Plangebietes zu keiner Versiegelung kommt und gegenüber dem bisherigen Zustand zu keiner negati-
ven Veränderung des Versickerungsverhaltens mit verringerter Grundwasserneubildung oder Erhö-
hung des Oberflächenabflusses.“ 
 
Diese Einschätzung gilt nur, wenn Bodenschutzmaßnahmen beim Bau und späteren Rückbau der Anla-
ge berücksichtigt werden und es weder zu Bodenverdichtungen durch Befahrung, noch Vermischung 
von Bodenhorizonten beim Bau/Rückbau der Kabelgräben kommt. Bei Verdichtungen wird der Bo-
denwasserhaushalt, und damit die Wasserhaltekapazität und das Versickerungsverhalten, und damit 
die Grundwasserneubildung stark beeinträchtigt. Meliorationsmaßnahmen sind kaum erfolgreich und 
die Auswirkungen dauerhaft. 

 
 
F. Straßenrecht 
Tel.  
 
1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall nicht über-

wunden werden können 
 
Das Plangebiet befinden sich im Zuge der K7927, außerhalb der zur Erschließung bestimmten Teile einer 
Ortsdurchfahrt.  
 
Es sind die Vorgaben des § 22 Straßengesetz zu beachten. Nachfolgende Stellungnahme des Straßenam-
tes bezieht sich daher ausschließlich auf den Zuständigkeitsbereich der K 7927. 
 
Art der Vorgabe 
Außerhalb des Erschließungsbereiches von Kreisstraßen besteht in einem Abstand bis 15 m vom Fahr-
bahnrand ein Anbauverbot für Hochbauten und bauliche Anlagen, sowie für Werbeanlagen. Bis 30 m bei 
Kreisstraßen dürfen bauliche Anlagen und Werbeanlagen nur mit Zustimmung der Straßenbauverwaltung 
errichtet werden. Diese im Verkehrsinteresse bestehende Vorgabe ist im Grundsatz auch bei der Aufstel-
lung des Planverfahrens zu beachten. 
 
Straßenanschluss 
Außerhalb des Erschließungsbereiches von Kreisstraßen ist die Anlegung neuer Zufahrten im Interesse 
des überörtlichen Verkehrs grundsätzlich ausgeschlossen. Eine dies nicht berücksichtigende Planung wür-
de der Zweckbestimmung der überörtlichen Straße nicht Rechnung tragen. 
 
Um die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf den Straßen des überörtlichen Verkehrs weiterhin zu 
gewährleisten bzw. zu erhöhen und um Zufahrten und Knotenpunkte rechtzeitig erkennbar und über-
sichtlich zu gestalten, sind an Zufahrten und einmündenden Ortsstraßen ausreichende Sichtfelder vorzu-
halten (welche an den bislang bereits bestehenden Wirtschaftswegzufahrten nicht in ausreichender Di-
mensionierung vorhanden sind). Außerdem sind im Interesse der Verkehrssicherheit überall dort wo es 
sich ermöglichen lässt, Zugänge und Zufahrten zu anliegenden Grundstücken durch Schließung, Zusam-
menlegung oder durch Schaffung rückwärtiger Erschließungsmöglichkeiten zu reduzieren. 
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Rechtsgrundlage 
Straßengesetz Baden-Württemberg (StrG BW) § 22 Absatz 1 und 2. 
 
1.1 Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
 
In Anlehnung an § 22 StrG ist es möglich, in bestimmten Fällen Ausnahmen und Befreiungen zuzulassen, 
wenn die verkehrlichen Belange dies zulassen. 
 
So wie in § 22 StrG BW in bestimmten Fällen Ausnahmen vom Anbauverbot bzw. eine Zustimmung für die 
Genehmigung möglich ist, kann, wenn die verkehrlichen Belange dies zulassen, im Einzelfall im Einver-
nehmen mit der Straßenbauverwaltung durch einen Bebauungsplan eine nähere Bebauung zugelassen 
werden. 
 
Sofern das Einvernehmen mit der Straßenbauverwaltung nicht zustande kommt, gelten die Anbaube-
schränkungen gemäß § 22 Abs. 1 StrG BW ungeachtet der planerischen Festsetzungen im Bebauungsplan 
gemäß § 22 Abs. 6 StrG BW, da der Bebauungsplan nicht unter Mitwirkung des Trägers der Straßenbau-
last zustande gekommen ist (vgl. VGH Hessen vom 22.07.1999 in ZfBR 2000, S. 194-197). 
 
Angaben zur konkreten Erschließung, Lage der Zufahrt(en), künftiger Nutzungsumfang, Einfriedung, Be-
bauung, Sicherheitsabstände zur Fahrbahn, Fahrbahnabstände der baulichen Anlagen usw. im Bereich 
des Plangebietes sind nicht dargestellt, wonach eine straßenrechtliche oder straßenverkehrsrechtliche 
Beurteilung zum derzeitigen Stand der Planung nicht abschließend möglich ist. 
 
Unter Berücksichtigung der nachfolgend genannten straßenrechtlichen Grundsätze kann eine straßen-
rechtliche Zustimmung zum Planverfahren im Suchraum 2 ggf. in grundsätzlicher Weise in Aussicht ge-
stellt werden. 
 
Im Interesse der Verkehrssicherheit sind die straßenrechtlichen Belange der Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs bei der Errichtung neuer Zufahrten wie auch bei einer Änderung des Nutzungsumfangs be-
reits bestehender Grundstückszufahrten bei der Aufstellung des Planverfahrens zu beachten. 
 
An einer geplanten Ausfahrt wie auch bei der Nutzung bislang bereits vorhandener (land-)wirtschaftlicher 
Zu-/Ausfahrten zur Kreisstraße sind die notwendigen Sichtbeziehungen durch die Überprüfung und Dar-
stellung der Sichtdreiecke nachzuweisen.  
 
Es gelten darüber hinaus die Vorgaben und Inhalte des § 10 StVO. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass bauliche Veränderungen an der Kreisstraße, einschließlich ihrer Neben-
anlagen, nur mit ausdrücklicher Zustimmung der Straßenbauverwaltung als Träger der Straßenbaulast 
zulässig sind. 
 
Bei Maßnahmen, welche die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs beeinträchtigen können (z.B. Einge-
schränkte Ausfahrt-Sichtverhältnisse an neu geplanten Zufahrten oder im Fall von Nutzungsänderungen 
bereits bestehender Zufahrten zur übergeordneten Kreisstraße, Einschränkungen der Sichtverhältnisse 
oder des Straßenquerschnittes etc.) ist die Zustimmung der örtlich zuständigen Verkehrskommission er-
forderlich. 
 
2. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands 
 
Keine. 
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Grundsätzlich wird für eine künftig evtl. geplante Radwege-Verkehrsführung angeregt, im Bereich des 
Plangebietes (südlicher Fahrbahnrand der Kreisstraße) ggf. einen ausreichend dimensionierten Grund-
stücksstreifen parallel zur Kreisstraße als nicht überbaubare Fläche im Eigentum der Gemeinde vorzuhal-
ten. 
 
3. Bedenken und Anregungen  
 
1. Zufahrt / Erschließung 
Hinsichtlich der verkehrlichen Erschließung wird in der Begründung mit Umweltbericht „Entwurf, in der 
Fassung vom 10.10.2023 zur Flächennutzungsplanänderung – Großflächige Photovoltaikanlage Mooshau-
sen / Haslacher Straße“ des Büros Kling Consult, Laufende Nummer 7 die Erschließung über die das Plan-
gebiet umgebenden Wirtschaftswege beschrieben. In diesem Zusammenhang sollten im Rahmen einer 
verbesserten Ausfahrt-Sicht vom Plangebiet zur Kreisstraße die nachfolgend beschriebenen und für die 
Verkehrssicherheit dringend erforderlichen Ausfahrt-Sichtflächen im Rahmen der weiteren Projektpla-
nung planerisch dargestellt und dem Straßenbaulastträger der Kreisstraße zur weiteren Beurteilung vor-
gelegt werden. 
 
Das Anlegen einer unmittelbaren Zufahrt mit Anschluss zur Kreisstraße bedarf der Abstimmung und aus-
drücklichen Zustimmung der Straßenbauverwaltung. 
 
Im Rahmen der weiteren Zufahrts-Planung sind die einschlägigen Richtlinienvorgaben der Richtlinien für 
die Anlage von Landstraßen (RAL bzw. RAST) zu beachten.  
 
Zufahrten zur Kreisstraße sind frostsicher auszubauen, an die Höhenlage der Kreisstraße anzupassen und 
bituminös zu befestigen. Die Eckausrundungen des untergeordneten Anschlusses sowie die Gradiente 
sind gemäß den einschlägigen Richtlinien auszuführen. Eine entsprechende Planung ist dem Straßenbau-
amt vorab zur Prüfung vorzulegen. 
 
Es wird um Vorlage dementsprechend geeigneter Planunterlagen gebeten. 
 
Das Zufahrtsverbot gilt auch für die Bauzeit der Einzelbauvorhaben. 
Das Zufahrtsverbot ist im Bebauungsplan einzutragen. 
 
2. Sichtfelder 
An neuen bzw. dem verkehrlichen Bedarf anzupassenden Einmündungen/Ausfahrten vom Plangebiet in 
die Kreisstraße sind im außerorts Bereich (zul. Höchstgeschwindigkeit 100km/h) folgende Sichtfelder er-
forderlich: 
 
Die Sichtfelder für den Kfz-Verkehr auf der Kreisstraße (Tiefe gemessen in der Achse der Zufahrt, vom 
Fahrbahnrand der Kreisstraße, Länge, parallel zur Straße, gemessen von der Achse der Zufahrt) müssen 
grundsätzlich wie folgt bemessen werden. 

 
In beide Fahrtrichtungen: 
Tiefe:           3,00 m  
Länge:   200,00 m 

 
Es ist hierbei zu beachten, dass die erforderlichen Sichtfelder bei der Ausfahrt nicht durch Bepflanzung, 
Wald oder (KFZ-)Stellplätze beeinträchtigt werden. Evtl. geplante Zu- und Ausfahrten bzw. evtl. geplante 
Stellplätze im Zufahrtsbereich sind so zu gestalten, dass ein Wenden im Bereich des Baugrundstücks mög-
lich ist und die Zu- und Ausfahrt in die bevorrechtigte (Kreis-)Straße stets im Vorwärtsverkehr erfolgt. 
 
In diesem Zusammenhang wird um die Nachreichung dies berücksichtigender Planunter-lagen gebeten. 
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Die Sichtfelder sind auf Dauer von jeglichen Sichtbehinderungen zwischen 0,80 m und 2,50 m Höhe über 
Fahrbahnoberkante freizuhalten. Die freizuhaltenden Sichtfelder sind im planerisch darzustellen und als 
nicht überbaubare Fläche einzutragen. 
  
Hiervon abweichende Sichtfelder wie auch Maßnahmen, welche die Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs beeinträchtigen können (z.B. Zufahrten, Einschränkungen der Sichtverhältnisse oder des Straßen-
querschnittes, etc.) bedürfen der Beurteilung bzw. der Zustimmung der örtlich zuständigen Verkehrs-
kommission. 
 
3. Baugrenzen 
Baugrenzen wurden bislang planerisch nicht dargestellt. Für bauliche Anlagen sind neben den straßen-
rechtlichen Vorgaben auch die Mindestabstände nach den Richtlinien für Passive Schutzeinrichtungen an 
Straßen (RPS) zu beachten. 
 
4. Entwässerung 
Abwasser und Oberflächenwasser aus dem Plangebiet darf den Anlagen der Kreisstraßen nicht zugeleitet 
werden. Es ist innerhalb des Baugebietes zu sammeln und gesondert abzuführen. 
Die vorhandene ordnungsgemäße Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers der Kreisstraße ist zu 
gewährleisten.  
 
5. Bepflanzung 
Die Sichtfelder an der Einmündung der Zufahrt in die Kreisstraße müssen von Bepflanzungen freigehalten 
werden (siehe 2. Sichtfelder). 
 
Bei der Neuanpflanzung von Bäumen außerhalb der Ortstafel ist ein Mindestabstand von 7,50 m plus 
Zuschlag für abfallende Böschung nach RPS zum befestigten Fahrbahnrand der klassifizierten Straße ein-
zuhalten. 
 
6. Versorgungs- und Abwasserleitungen 
Sofern für die Einlegung von Versorgungs- und Abwasserleitungen Flächen der Kreisstraßen wie auch 
Landesstraßen in Anspruch genommen werden müssen, ist vom Gesuchsteller ein gesonderter Antrag auf 
Abschluss eines Nutzungsvertrages - belegt mit Lageplan und evtl. Längsschnitt - beim Straßenamt einzu-
reichen. 
 
7. Werbeanlagen allgemein 
Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrt sind 
Werbeanlagen nach § 22 Abs. 5 StrG BW straßenrechtlich zu beurteilen.  
Dies gilt grundsätzlich für Werbeanlagen bis zu einer Entfernung 30 m an Kreisstraßen, unabhängig von 
den Festsetzungen des Bebauungsplanes. 
 
§ 22 Abs. 6 StrG BW, welcher die Anwendbarkeit der Absätze 1-4 ausschließt sofern ein Bauvorhaben den 
Festsetzungen eines Bebauungsplans entspricht, bezieht die o.g. Regelung zu Werbeanlagen ausdrücklich 
nicht mit ein.  

 
In die textlichen Festsetzungen ist aufzunehmen, dass Werbeanlagen jeglicher Art in einer Entfernung bis 
zu 30 m zum nächstgelegenen, befestigten Fahrbahnrand der Kreisstraße ohne die ausdrückliche Zu-
stimmung der Straßenbauverwaltung nicht zugelassen werden dürfen. Ergo ist das Straßenamt im Land-
ratsamt Ravensburg als Straßenbaubehörde im Baugenehmigungsverfahren zu beteiligen. 
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4.  Hinweise 
 
Im Weiteren bitten wir um Beachtung der Hinweise und Auflagen des Regierungspräsidiums Tübingen für 
den Bau von Photovoltaikanlagen an Bundes- und Landesstraßen (analoge Anwendung für den Kreisstra-
ßenbereich): 
 

• Mit PV-Anlagen sind die Mindestabstände nach RPS einzuhalten, bei einbahnigen Straßen ein Min-
destabstand von 7,5 m zum nächstgelegenen befestigten Fahrbahnrand der klassifizierten Straße und 
bei zweibahnigen Straßen ein Mindestabstand von 12 m. 

• Neben den einschlägigen Festlegungen der RPS ist mit Zäunen ein Mindestabstand von 5 m / 9,5 m 
einzuhalten. 

• Die für die Errichtung und Unterhaltung der Photovoltaikanlagen erforderlichen Zufahrten sind hin-
sichtlich ihrer Lage und Ausbildung mit der unteren Straßenbau- und Verkehrsbehörde abzustimmen. 

• Durch die PV-Anlagen dürfen sich keine nachteiligen Auswirkungen auf die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs ergeben.   

• Betrieb und Unterhaltung der PV-Anlagen sowie mit PV-Anlagen überbaute Flächen und Leitungsrech-
te sind mit den unteren Straßenbehörden abzustimmen. 

• Auflagen: 
o Dem Antragsteller obliegt die Unterhaltung der Anlagenfläche einschließlich der Zaunanlage. Das 

Lichtraumprofil der klassifizierten Straße ist von allen baulichen Anlagen, Einfriedungen, Werbe-
anlagen (auch sog. Schwarzwerbung) usw. freizuhalten. 

o Die Unterhaltungsarbeiten auf den Flächen der PV-Anlage und eine evtl. vorgesehene Beweidung 
dürfen sich nicht nachteilig auf die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs der Bundesstraße 
auswirken. 

o In Abhängigkeit der Planfestlegungen ist die Errichtung von passiven Schutzeinrichtungen nach 
den Richtlinien für passiven Schutz an Straßen geboten. Diesbezüglich erforderliche Maßnah-
men erfolgen auf Kostentragung und Veranlassung durch den Antragsteller. 

o Sollte sich auch nach Inbetriebnahme der Anlage herausstellen, dass abgekommene Fahrzeu-
ge/Fahrzeuginsassen durch die Spannung der Module nur schwer zu bergen bzw. überdurch-
schnittlich gefährdet werden, wird die Straßenbauverwaltung in Abstimmung und auf Kosten 
des Antragstellers passive Schutzeinrichtungen nachrüsten. 

o Sollte es im Laufe des Betriebs zu Auswaschungen des Geländes kommen, welche nachweislich 
aus der Oberflächenentwässerung der PV-Anlagen resultieren, sind durch den Vorhabenträger 
Kompensationsmaßnahmen vorzunehmen. Das Oberflächenwasser aus dem Baugrundstück 
muss versickert werden und darf den Entwässerungseinrichtungen der klassifizierten Straße 
nicht zugeführt werden. 

o Die während der Bauzeit erforderlichen Schutz-, Absperr- und Sicherungsmaß-nahmen (Baustel-
leneinrichtung, Bauzaun, etc.) sind entlang der klassifizierten Straße einvernehmlich mit der 
Straßenmeisterei Leutkirch durchzuführen. Dies gilt auch für vorübergehende Fahrbahneinen-
gungen während der Bauzeit. Eine hierzu erforderliche verkehrsrechtliche Anordnung ist vor 
Baubeginn bei der zuständigen Verkehrsbehörde einzuholen. 

o Evtl. auftretende Verschmutzungen der Landes- oder Kreisstraße, im Besonderen während der 
Bauzeit sind umgehend und ohne besondere Aufforderung zu beseitigen. Der Antragsteller oder 
jeweilige Verursacher ist für die erforderliche Reinigung der Straße verantwortlich. 

o Vom Beginn der Bauarbeiten hat der Bauherr die Straßenmeisterei Leutkirch zu informieren. Die 
Arbeiten sind so durchzuführen, dass die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs möglichst we-
nig beeinträchtigt werden. Der Bauherr hat alle zum Schutz der Bundesstraße und der Verkehrs-
sicherheit erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. 

o Durch die PV-Anlagen dürfen sich keine nachteiligen Auswirkungen auf den Verkehr der klassifi-
zierten Straße ergeben. Eine Gefährdung der Verkehrssicherheit auf der K7927 durch Reflexion 
des Sonnenlichtes oder sonstiger Lichtquellen ist durch geeignete Maßnahmen (Blendschutz) zu 
verhindern.  
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o Sollte sich nach der Inbetriebnahme eine Blendung der Verkehrsteilnehmer oder eine Ablenkung 
durch Spiegelung herausstellen, so sind auf Kostentragung und Veranlassung durch den Antrag-
steller entsprechende Blendschutzmaßnahmen zu treffen, um die Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs im Zuge der K7927 aufrecht zu erhalten. 

 
Überarbeitung des Bebauungsplanes 
Die Gemeinde wird gebeten, die Bauleitplanung/weitere Planung auf der Grundlage der vorstehenden 
Stellungnahme zu erstellen/überarbeiten und das Straßenamt - Straßenrecht am weiteren Verfahren zu 
beteiligen. 
 
Immissionen 
Das Plangebiet ist durch Immissionen (Verkehrslärm und Abgase) der K7927 vorbelastet. Es wird vorsorg-
lich darauf hingewiesen, dass sich der Straßenbaulastträger an den Kosten eventuell notwendig werden-
der aktiver oder passiver (Schall-) Schutzmaßnahmen oder anderen Immissionsschutzmaßnahmen nicht 
beteiligen kann. 
 
 
G. Straßenverkehrsrecht 
Tel.  
 
Die straßenverkehrsrechtliche Zuständigkeit für die Gemeinde Aitrach liegt bei der Großen Kreisstadt 
Leutkirch im Allgäu. Eine straßenverkehrsrechtliche Stellungnahme ist daher bei der Großen Kreisstadt 
Leutkirch im Allgäu einzuholen. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 

 
 
 
 
Anlagen 
 

- „Erläuterungen und Hinweise für die Bauleitplanung - Landkreis Ravensburg –Bodenschutz“, 
Stand April 2022 



ERLÄUTERUNGEN UND HINWEISE FÜR DIE BAULEITPLANUNG   

BODENSCHUTZ 

Landratsamt Ravensburg – Bau- und Umweltamt – April 2022 
 

 
Bei der Aufstellung von Bauleitplänen ist nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Baugesetzbuch (BauGB) der Boden als Belang 
des Umweltschutzes - auch im vereinfachten bzw. beschleunigten Verfahren nach §§ 13, 13 a, 13 b BauGB - 
zu berücksichtigen. Die Belange des Bodens sind sachgerecht abzuwägen und müssen ihren Niederschlag, in 
Begründung, Festsetzungen und Hinweisen und ggfs. zusätzlich im Umweltbericht zum Bauleitplan finden. 

Nach § 1 a Abs. 2 BauGB wird ein sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden gefordert. Im 
Sinne eines sparsamen Umgangs mit der nicht vermehrbaren Ressource Boden ist es notwendig, den 
Verbrauch von Böden quantitativ und qualitativ zu bilanzieren und auf Böden zu lenken, die eine möglichst 
geringe Leistungsfähigkeit aufweisen. Die Möglichkeiten der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der 
Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung sind zu nutzen. 

Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen (z.B. Filter für Staub und Schadstoffe, Wasserreinigung und 
Speicherung, Standort für Pflanzen, Hausgärten, Temperatur und Klima) sind möglichst zu vermeiden, 
unvermeidbare Beeinträchtigungen sind zu minimieren und auszugleichen (§ 1 a Abs. 3 BauGB). 
Insbesondere der Mutterboden ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung 
oder Vergeudung zu schützen. 

Zur Erfüllung der Vorsorgepflicht nach § 7 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sind Bodeneinwirkungen 
so weit wie möglich zu vermeiden oder zu vermindern. 

Flächennutzungsplanung 

Gemäß § 5 BauGB können verschiedene bodenrelevante Darstellungen im Flächennutzungsplan getroffen 
werden. Nach § 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB können durch die Darstellung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft planerisch vorbereitet werden. 

Insbesondere bei hochwertigen Böden sollen Alternativen geprüft werden. 

Bebauungsplanung 

Es wird empfohlen, folgende Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen: 

Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu beschränken (§ 1 a BauGB). 

Vorschläge für weitere mögliche fachliche Hinweise: 

- Pflanzgebote können nur langfristig funktionieren, wenn ein entsprechender Boden als Grundlage 
vorhanden ist und bei der Herstellung dieser Bodenschichten die gängigen Vorgaben zum Umgang mit 
dem Boden (DIN 19639, DIN 19731 und DIN 18915–6-2018) beachtet werden. 

- Ausweisung von Flächen zur temporären Lagerung von Bodenmaterial/Mietenflächen (ggf. als 
Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB). 

- Auf den nicht überbaubaren bzw. nicht überbauten Grundstücksflächen sind Bodenversiegelungen auf 
das notwendige Maß zu beschränken. Durch Baumaßnahmen verdichtete, nicht überbaubare Böden sind 
nach Beendigung der Baumaßnahmen durch geeignete Maßnahmen zu lockern. Aufschüttungen: 
Oberboden darf nicht überschüttet werden. 
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Es wird empfohlen, folgende Hinweise aufzunehmen: 

- Bei der Ausführung von Vorhaben ist auf einen fachgerechten und schonenden Umgang mit dem Boden 
zu achten, entsprechend der Darstellung in der Broschüre „Bodenschutz beim Bauen“. 
https://www.rv.de/site/LRA_RV_Responsive/get/params_E-305685187/18658595/Flyer-LK-
Bodenschutz.pdf   
Die DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauarbeiten“, DIN 19731 
(„Bodenbeschaffenheit – Verwertung von Bodenmaterial“) und DIN 18915 („Vegetationstechnik im 
Landschaftsbau – Bodenarbeiten“) sind bei der Bauausführung einzuhalten, 
https://www.beuth.de/de/norm/din  

- Soll bei einem Vorhaben auf einer nicht versiegelten, nicht baulich veränderten oder unbebauten Fläche 
von mehr als 5000 m2 auf den Boden eingewirkt werden, hat der Vorhabenträger für die Planung und 
Ausführung des Vorhabens zur Gewährleistung eines sparsamen, schonenden und haushälterischen 
Umgangs mit dem Boden ein Bodenschutzkonzept (BSK) zu erstellen (§ 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und 
Altlastengesetz (LBodSchAG)). Inhalte des Bodenschutzkonzepts sind in der DIN 19639 aufgelistet. 

- Die Umsetzung des BSK ist bei Vorhaben mit einer Fläche von mehr als 10.000 m2 von einer fachkundigen 
bodenkundlichen Baubegleitung zu überwachen (§ 2 Abs. 3 LBodSchAG). 

- Nach § 3 Abs. 3 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) soll bei der Ausweisung von Baugebieten 
und der Durchführung von Bauvorhaben ein Erdmassenausgleich angestrebt werden. Dies gilt in 
besonderem Maße in Gebieten mit erhöhten Schadstoffgehalten in Böden nach § 12 Abs. 10 Bundes-
Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV). Für nicht verwendbare Aushubmassen sollen 
entsprechende Entsorgungsmöglichkeiten eingeplant werden. Durch planerische Maßnahmen (z.B. 
Straßenführung, Tiefgaragen, Höhenlage Straße - Gebäude) sollte der Flächenverbrauch und der 
Bodenaushub reduziert werden. 

- Bei Vorhaben mit einem zu erwartenden Anfall von mehr als 500 m3 Bodenaushub ist ein 
Verwertungskonzept zu erstellen (§ 3 Abs. 4 LKreiWiG). 

- Bei Abtrag, Lagerung und Transport des Oberbodens ist auf einen sorgsamen und schonenden Umgang 
zu achten, um Verdichtungen oder Vermischungen mit anderen Bodenhorizonten zu vermeiden. Zu 
Beginn der Baumaßnahmen ist der anstehende Oberboden abzutragen und bis zur Wiederverwertung in 
profilierten Mieten ohne Verdichtungen zu lagern. Die i.d.R. darunter folgenden Bodenhorizonte, also 
kulturfähiger Unterboden und unverwittertes Untergrundmaterial, sind ebenfalls beim Ausbau sauber 
voneinander zu trennen und getrennt zu lagern. Die Bodenmieten sind mit tiefwurzelnden 
Gründüngungspflanzen zu begrünen. Bei einer Wiederverwertung des Bodenmaterials vor Ort sind die 
Böden bei der Wiederherstellung von Grünflächen möglichst entsprechend ihrer ursprünglichen 
Schichtung und verdichtungsfrei einzubauen. 

- Ggf. verunreinigtes Bodenmaterial ist zu separieren und entsprechend den gesetzlichen Regelungen zu 
verwerten oder zu entsorgen. 

- Überschüssiger Boden ist einer sinnvollen, möglichst hochwertigen Verwertung zuzuführen, bspw. 
Auftrag auf landwirtschaftlichen Flächen oder im Gartenbau. 

- Böden auf nicht überbauten Flächen, insbesondere künftige Grün- und Retentionsflächen sind während 
des Baubetriebs vor Beeinträchtigungen (Verdichtungen durch Überfahren, Missbrauch als Lagerfläche 
sowie Vernässung, Vermischung und Verunreinigung) durch Ausweisung und Abtrennung als Tabuflächen  
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 zu schützen. Ggf. eingetretene Beeinträchtigungen sind zu beseitigen, bspw. durch Tiefenlockerung und 
Ersteinsaat mit tiefwurzelnden Pflanzen. 

- Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. -vermischung mit 
Bodenmaterial ausgeschlossen werden.  

Hinweise zu Erschließungsmaßnahmen 

Nach § 2 Abs. 1 LBodSchAG haben öffentliche Planungsträger bei Planung und Ausführung eigener Vorhaben 
die Belange des Bodenschutzes in besonderem Maße zu berücksichtigen. 

Soll für ein Vorhaben auf einer nicht versiegelten, nicht baulich veränderten oder unbebauten Fläche von 
mehr als 5.000 m² auf den Boden eingewirkt werden, ist zur Gewährleistung eines sparsamen, schonenden 
und haushälterischen Umgangs mit dem Boden ein Bodenschutzkonzept (BSK) zu erstellen. Bei Vorhaben von 
mehr als 10.000 m2 Boden-Einwirkfläche kann die Bestellung einer fachkundigen, bodenkundlichen 
Baubegleitung verlangt werden (§ 2 Abs. 3 LBodSchAG).  

Bei zulassungsfreien Vorhaben ist das BSK sechs Wochen vor dem Beginn der Ausführung des Vorhabens der 
unteren Bodenschutzbehörde (Landratsamt Ravensburg, Bau- und Umweltamt) vorzulegen.  

Nach § 3 Abs. 4 LKreiWiG ist bei Vorhaben mit einem zu erwartenden Anfall von mehr als 500 m3 
Bodenaushub ein Verwertungskonzept zu erstellen ist. Die Synergieeffekte von Bodenschutz- und 
Verwertungskonzept sollten dabei genutzt werden. 

Die Inhalte eines Bodenschutzkonzepts (siehe DIN 19639) müssen bereits in der Ausschreibung berücksichtigt 
werden, um es effektiv und kostengünstig umsetzen zu können. Schon frühzeitig sollten die Möglichkeiten 
für eine hochwertige Verwertung des anfallenden, überschüssigen Ober- und Unterbodens geprüft werden. 
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